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Irak will US-Angriffe

auf Nachbarn untersagen
Bagdad. – Der Irak will den USA untersa-
gen, Angriffe auf Nachbarländer vom ira-
kischen Boden aus zu starten. Das Verbot
sei Bestandteil der Änderungswünsche
zum umstrittenen Truppenabkommen mit
den USA. Der Vertrag zwischen den USA
und Irak soll die Rechtsgrundlage für den
Verbleib der derzeit rund 150 000 ameri-
kanische Soldaten im Zweistromland lie-
fern, wenn das bislang dazu dienende
Mandat der Vereinten Nationen zum Jah-
resende ausläuft. (Reuters)

Algerischer Präsident

strebt dritte Amtszeit an
Algier. – Der algerische Präsident Abdela-
ziz Bouteflika hat eine Verfassungsände-
rung angekündigt, die ihm eine dritte
Amtszeit ermöglichen soll. Die bisherige
Begrenzung der Zahl von Amtszeiten solle
wegfallen, um «Stabilität, Effizienz und
Kontinuität» zu gewährleisten, sagte Bou-

teflika. Der 72-jährige Staatschef regiert
seit 1999. Das an Rohstoffen reiche Land
sieht sich mit einem Aufstand islamischer
Extremisten konfrontiert. (AP)

Kolumbianische Militärs

unter Mordverdacht
Bogotá. – Die kolumbianische Regierung
hat 22 zum Teil ranghohe Militärs wegen
Mordverdachts entlassen. Ermittlungen
hätten ergeben, dass die Männer mögli-
cherweise in Morde verwickelt seien. Den
Entlassenen wird vorgeworfen, junge
Menschen aus den Armenvierteln der ko-
lumbianischen Hauptstadt Bogotá ent-
führt und getötet zu haben. Wenige Tage
nach ihrem Verschwinden hatten die Sol-
daten die Leichen der Verschleppten als
im Kampf getötete Rebellen der linksge-
richteten Farc-Guerilla präsentiert. (SDA)

Berlusconi setzt
Reform durch
Rom. – Die Proteste gegen die von Italiens
Regierung geplante Bildungsreform wei-
ten sich aus. Ungeachtet dieser Entwick-
lung setzte Berlusconis Mitte-rechts-Alli-
anz am Mittwoch im Senat die umstrittene
Reform durch. Da sie bereits am 9. Okto-
ber von der Abgeordnetenkammer abge-
segnet worden war, kann die Reform jetzt
in Kraft treten. Seit Tagen demonstrierten
Schüler und Studenten in ganz Italien ge-
gen die umstrittene Reform. Rund
1500 Schüler und Studenten versammelten
sich am Mittwoch während der Abstim-
mung vor dem Senat in Rom. Sie verlang-
ten den Rücktritt von Unterrichtsministe-
rin Mariastella Gelmini.

Später kam es zu Ausschreitungen mit
vier Verletzten. Polizeiangaben zufolge
wurden drei Studenten und ein Polizist bei
den Zusammenstössen zwischen Studen-
ten und angreifenden Rechtsradikalen auf
der historischen Piazza Navona verletzt.
Einige Personen wurden festgenommen.

Einsparungen von sieben Prozent

Die umstrittene Reform sieht die Strei-
chung von 87 000 Lehrerstellen und
44 500 Jobs im administrativen Schulbe-
reich in den nächsten drei Jahren vor, was
dem Staat Einsparungen im Wert von sie-
ben Prozent der jährlichen Ausgaben für
die Schulen bescheren wird. Berlusconi
will auch das Budget der Universitäten
kürzen. Zudem können Schülern künftig
wegen schlechten Benehmens Konse-
quenzen drohen. Volksschüler sollen fünf
Jahre vom gleichen Lehrer unterrichtet
werden und Schuluniformen tragen müs-
sen. Unterrichtsministerin Gelmini vertei-
digte ihre Schulreform. Italien sei punkto
wissenschaftlicher und schulischer Aus-
bildung eines der Schlusslichter in der EU.
Reformen seien deshalb dringend notwen-
dig, um frischen Wind in das veraltete ita-
lienische Schul- und Universitätssystem
zu bringen. Die Regierung Berlusconi ist
mit ihrer Schulreform zum ersten Mal seit
ihrem Amtsantritt im Mai auf heftigen Wi-
derstand gestossen. Morgen Donnerstag
ist ein Generalstreik im italienischen
Schulwesen gegen die Bildungsreform ge-
plant. (SDA)

Erneut ein Wahlchaos in den USA befürchtet
Falsch registrierte Wähler,
verwirrende Wahlzettel,
fehlerhafte Maschinen: Falls das
Ergebnis in einzelnen Bundes-
staaten knapp wird, müssten
wieder die Gerichte entscheiden.

Von Ralf Kaminski, New York

Dafür, dass die Vereinigten Staaten sich
bei jeder Gelegenheit als demokratisches
Vorbild für die Welt anpreisen, sind ihre
Wahlen erstaunlich schlecht organisiert.
Das beginnt beim Wochentag, an dem seit
über 150 Jahren der Präsident gewählt
wird: ein Dienstag. Weil die meisten Men-
schen arbeiten müssen, sind die Schlangen
vor den Wahllokalen früh morgens, mit-
tags und abends besonders lang – an man-
chen Orten stehen die Wähler mehrere
Stunden an, um ihre Stimme abgeben zu
dürfen. Der Wahltag mitten in der Woche
ist auch ein Grund, weshalb die Wahlbe-
teiligung in den USA normalerweise eher
tief ist. 2006 gab ein Viertel aller Nicht-
wähler an, sie seien zu beschäftigt gewe-
sen oder hätten es wegen der Schule oder
dem Job nicht geschafft zu wählen.

Warum am Dienstag gewählt wird

Tatsächlich gibt es Bestrebungen, den
Wahltag aufs Wochenende zu verlegen
und sich damit von einer
Tradition zu verabschie-
den, die zu Zeiten der
Agrargesellschaft ent-
stand, wo am Samstag auf
den Feldern gearbeitet
wurde, der Sonntag dem
Herrn gehörte, und Mon-
tag und Mittwoch ge-
braucht wurden, um zum
Wahllokal und wieder zu-
rück zu reisen. Immerhin
gibt es bereits heute in vielen Bundesstaa-
ten die Option, schon früher oder schrift-
lich zu wählen.

Ein Bürger des Landes zu sein, reicht al-
lerdings noch nicht, um auch wählen zu
dürfen. Zuerst muss man sich vor jeder
Wahl erneut als Wähler registrieren – ein
Prozess, der dieses Jahr besonders in die
Schlagzeilen geraten ist. Der Streit dreht

sich dabei um die links gerichtete Gruppe
Acorn, die sich darum bemüht, sozial be-
nachteiligte Bürger als Neuwähler zu re-
gistrieren. Dabei soll sie den Behörden Lis-
ten mit gefälschten Wählerdaten einge-
reicht haben – die Republikaner sprechen

bereits von Wahlbetrug.
John McCain sagte bei der
letzten Präsidentschafts-
debatte gar, dass wegen
Acorn «die Grundlage der
Demokratie in Gefahr»
sei.

Generell sind insbeson-
dere die Republikaner
sehr aktiv dabei, die
Wahlberechtigung bereits
registrierter Personen in-

frage zu stellen, speziell in jenen Bundes-
staaten, wo die Demokraten gemäss Um-
fragen nur knapp in Führung liegen. Diese
wiederum beklagen, dass Tausenden von
Wählern in Florida möglicherweise die
Stimmabgabe an der Urne verweigert wer-
den könnte, weil es Diskrepanzen gebe
zwischen den Wählerlisten und der staat-
lichen Führerschein-Datenbank.

in Florida rund 5000 freiwillige Anwälte
mobilisiert, welche die Stimmabgabe ver-
folgen und kontrollieren, ob alles korrekt
abläuft.

Immerhin hat das Wahlchaos vor acht
Jahren in Florida, das schliesslich rund ei-
nen Monat nach der Wahl mit einem Ent-
scheid des Obersten Gerichts zugunsten
von George W. Bush endete, durchaus zu
einigen Veränderungen geführt. Florida
und auch andere Bundesstaaten haben die
alten Stanzmaschinen abgeschafft und
moderne, computergesteuerte Geräte ge-
kauft. Aber auch die hatten ihre Tücken
und wurden zum Teil wegen Störungen
oder Betrugsgefahr wieder aus dem Ver-
kehr gezogen. Dieses Jahr setzen Florida
und Kalifornien neue Maschinen ein, die
jede elektronische Stimmabgabe auf ei-
nem Papierausdruck dokumentieren, was
im Streitfall Nachzählungen erleichtert.

Sorge wegen Virenangriffen

Aber in sechs anderen Bundesstaaten
kommen reine Touchscreen-Geräte zum
Einsatz, die wie ein Geldautomat bedient
werden und keinen Ausdruck liefern.
Ziemlich düster sieht Dan Wallach die
Lage, Professor an der Rice University in
Houston und Vizedirektor von Accurate,
einer Organisation, die sich für korrekte
und transparente Wahlen einsetzt. «Die
aktuell verwendeten elektronischen
Wahlmaschinen haben eine ganze Reihe
von Sicherheitslücken – sie ermöglichen
Wahlfälschungen in einem Ausmass, wie
das bisher noch nie zuvor möglich war.»
Insbesondere könnten Virenangriffe das
ganze System korrumpieren, sagt Wallach.

In einigen anderen Staaten wie etwa
North Carolina sind die Wahlzettel noch
immer so verwirrend gestaltet, dass Ge-
fahr besteht, dass Wähler am Ende nicht
für den stimmen, den sie eigentlich wählen
wollen. Befürchtet wird auch, dass die für
dieses Jahr erwartete besonders hohe
Wahlbeteiligung einige Wahllokale
schlicht überfordern könnte.

Nicht sonderlich ermutigend schliess-
lich ist das Fazit mehrerer Bürgerrechts-
gruppen, die vor einigen Tagen eine Stu-
die mit dem Titel «Ist Amerika bereit zur
Wahl?» präsentiert haben. Sie stellten in 10
von 50 Bundesstaaten erhebliche Mängel
bei den Wahlvorbereitungen fest und ga-
ben eine klare Antwort: Nein.

Verkompliziert wird das Ganze da-
durch, dass alle Bundesstaaten ihre eige-
nen Wahlgesetze und Traditionen haben.
An vielen Orten besteht ein Risiko, dass
die Gerichte angerufen werden, falls das
Wahlergebnis knapp wird – insbesondere
in Bundesstaaten, die traditionell republi-
kanisch wählen, dieses Mal aber den De-
mokraten zuneigen wie Virginia oder Co-
lorado. Allerdings dürfte dies nur gesche-
hen, wenn das Wahlergebnis insgesamt
knapp ausfällt und – wie im Jahr 2000 in
Florida – der Entscheid über die Präsident-
schaft an einem einzigen Bundesstaat
hängt. Ein Szenario, das gemäss den Prog-
nosen der letzten Wochen nicht sehr
wahrscheinlich ist.

Anwälte in Stellung gebracht

Dennoch interpretieren Wahlbeobach-
ter die Aktivitäten der Parteien so, dass be-
reits jetzt die Grundlagen gelegt werden,
um nach der Wahl notfalls vor Gericht zu
ziehen. Beide Lager haben dafür auch be-
reits Anwälte in Stellung gebracht. Allein
die Obama-Kampagne hat für den Wahltag

Allein für Obama

verfolgen 5000

freiwillige Anwälte

die Stimmabgabe.
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Florida hat die Lehren aus 2000 gezogen und die Stanzmaschinen ersetzt.

Deutschland entdeckt die Väter
und erlebt einen Babyboom

gen die Bahn an: «Die ist ja riiiesig!», setzt
sofort ein Auto auf die Spur und ist auch
schon weg. Klar: Prenzlauer Berg ist nicht
Deutschland. Die jungen Männer hier sind
meist gut ausgebildet, beruflich arriviert.
Aber Schäfer meint, auch zu den Beratun-
gen für werdende Väter an der Berliner
Peripherie kämen inzwischen gestandene
Arbeiter, weil sie sich für ihre neue Ver-
antwortung interessieren. Und was sich
im Mikrokosmos des Papa-Ladens spie-
gelt, wird von CDU-Familienministerin
Ursula von der Leyen bestätigt. Ihr Minis-
terium hat die Wirkung des 2007 einge-
führten Elterngeldes untersucht und fest-
gestellt: Es tut sich etwas in Deutschland.

61 Prozent der Chefs sind zufrieden

Vor Einführung des Elterngeldes hatten
bloss 3,5 Prozent der Väter für die Erzie-
hung ihrer Kinder eine berufliche Auszeit
genommen. Im ersten Quartal 2007 waren
es dagegen 16 Prozent. Das Elterngeld er-
setzt den Eltern 67 Prozent des letzten
Nettoeinkommens während maximal 14
Monaten. Und wo die Betriebe vor der
Einführung des Elterngeldes den politi-
schen Wechsel überwiegend skeptisch be-
urteilten, meinen heute 61 Prozent der
Chefs, dass die Elternzeit eine gute Sache
sei. «Weil sie», so die Ministerin, «unter
dem Druck des Faktischen erkannten, dass
sie letztlich engagiertere, loyalere Mitar-
beiter haben, wenn die jungen Väter Beruf
und Familie vereinbaren können.»

12 000 Kinder wurden 2007 zusätzlich
geboren, und 2008 hat sich der Babyboom
noch verstärkt. Dass das nur am Elterngeld
liegt, glaubt niemand. Aber laut Familien-
ministerium gaben zwei Drittel der befrag-
ten Eltern an, dass das Elterngeld ihre Ent-
scheidung für Nachwuchs beeinflusst
habe. Dazu passt eine Studie des Münch-
ner Jugendinstituts, wonach 90 Prozent
der Männer Kinder möchten, aber 57 Pro-
zent zuerst beruflich eine gesicherte Posi-
tion erreichen wollen. Das Bild vom Mann
als Ernährer ist eben doch noch in den
Köpfen. Auch wenn immer mehr dieser
sündhaft teuren Kinderwagen Bugaboo
Cameleon von Männern durch den Prenz-
lauer Berg geschoben werden.

Das Elterngeld ist ein Erfolg.
Die Ministerin, Ursula von der
Leyen, triumphiert. Aber auch
Praktiker sind begeistert.

Von Sascha Buchbinder, Berlin

An guten Tagen ist das Trottoir regelrecht
zugeparkt. Eine ganze Kinderwagen-Flotte
steht dann vor dem Papa-Laden an der
Marienburgerstrasse in Berlin-Prenzlauer
Berg. Und im Innern des Ladenlokals trifft
sich eine neue Gattung Mann. Typ: stolzer
Vater mit Kind. Eberhard Schäfer, 46-jäh-
rig und Initiator des Papa-Ladens und Au-
tor des «Papa-Handbuchs» kann es selbst
noch nicht richtig erklären. Aber ja, die
Vaterrolle sei in Bewegung geraten: «Frü-
her waren Väter, die sich um Kinder küm-
merten, anrüchig. Die hatten ein Weichei-
Image.» Das ändere sich gerade.

Einer der Gründe dafür sei sicher das
Elterngeld und die damit verbundene Dis-
kussion in den Medien, meint Schäfer. Wo
früher Väter nur als Exoten oder Problem-
fälle vorkamen, zeigten die Medien seit
Monaten Bilder von glücklichen Vätern
mit strahlenden Babys im Arm. Und so
schauen inzwischen immer mehr Väter,
die sich nicht nur ein paar Stunden die
Woche um ihren Nachwuchs kümmern,
im Papa-Laden vorbei.

Das Klischee vom Kind im Mann

Eigentlich ist der Laden kein Verkaufs-
lokal, sondern eine Beratungsstelle. Aber
da Männer noch immer ungern zugeben,
wenn sie Hilfe brauchen, werden die Väter
mit Freizeitangeboten angelockt. Zum Bei-
spiel mit dem grossen Preis vom Prenz-
lauer Berg, ausgetragen auf einer 27 Meter
langen Carrera-Autorennbahn. Derzeit
findet das Qualifying statt, am Wochen-
ende das Rennen. Das sieht es auf den ers-
ten Blick so aus, als würden die alten Rol-
lenklischees vom Kind im Mann bedient
und Mädchen dabei zu kurz kommen.
Doch dann geht die Tür auf. Die kleine
Lisa kommt herein, strahlt mit grossen Au-


